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Reichs - und Amdesgesehe und Verordnungen.

1.

Aus der provisorischen Handelskonvention vom 11 . April/30 . März 1887,
zwischen Oesterreich -Ungarn und Griechenland.

(R . G . Bl . vom 31 . Juli 1887 , Nr . 95)

Artikel  I.

Die Staatsangehörigen , schisse und ' Waaren jedes der beiden hohen vertragenden

Theile sollen in den Gebieten des anderen die Privilegien , Immunitäten oder Begünstigungen
jeder Art genießen , welche der meistbegünstigten Nation eingeränmt sind . Diese Bestimmungen
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erstrecken sich jedoch weder auf den Fischfang noch auf die Küstenschiffahrt oder Sabotage,
rücksichtlich welcher die diesfällige Gesetzgebung der beiden Staaten anwendbar bleibt.

Artikel  II.

Alle Gegenstände österreichisch-ungarischer Herkunft , welche nach Griechenland eingeführt
werden , und alle Gegenstände griechischer Herkunft , welche in die österreichisch- ungarische
Monarchie eingeführt werden , gleichviel ob dieselben zum Verbrauche , zur Einlagerung , zur
Wiederausfuhr oder zur Durchfuhr bestimmt sind, werden während der Dauer dieser Con¬
vention derselben Behandlung unterliegen und namentlich weder höhere noch andere Abgaben
entrichten als die Erzeugnisse oder Maaren der in dieser Hinsicht meistbegünstigten Nation.

Bei der Ausfuhr nach Griechenland werden in Oesterreich -Ungarn , und bei der Ausfuhr
nach Oesterreich -Ungarn werden in Griechenland keine anderen noch höheren Ausgangszölle
erhoben werden , als bei der Ausfuhr derselben Gegenstände nach dem in dieser Beziehung
meistbegünstigten Lande.

Jeder der beiden hohen vertragenden Theile verpflichtet sich demnach, den anderen sofort
und ohne Entgelt an allen Begünstigungen , Privilegien oder Zollermäßigungen theilnehmen
zu lassen , welche er in den erwähnten Beziehungen einer dritten Macht durch ähnliche Ver¬
träge bereits eingeräumt hat oder in Folge einräumen könnte.

Artikel  IV.

Die beiden hohen vertragenden Theile behalten sich wechselseitig die Berechtigung vor,
die gegenwärtige Convention jederzeit nach vorausgegangener einjähriger Kündigung außer
Kraft zu setzen.

2 .

Verordnung des Handelsministeriums im Einvernehmen mit dem Ministerium
des Innern vom 21 . Juli 1887,

betreffend die Verpflichtung zur Anbringung des Abstriches und der Bezeichnung des

Faffungsraumcs aus Flaschen und Schankkrügen , welche in öffentlichen Schanklaralitäten

zum Ausschanke von gebrannten geistigen Getränken verwendet werden.
(R . G . Bl . vom 11 . August 1887 , Nr . 97 .)

Z. 1-

Die Bestimmungen der Ministerialverordnung vom 25 . September 1875 (R . G . Bl.
Nr . 129 *), betreffend die in öffentlichen Schanklocalitäten verwendeten Schankgläser , werden
unter Berücksichtigung der mit der Ministerialverordnung vom 12 . Juli 1885 (N . G . Bl.
Nr . 102 **) erfolgten Abänderung des Z. 2 der erstcitirten Ministerialverordnung , hiemit auch
auf die zum Ausschanke von gebrannten geistigen Getränken dienenden Flaschen und Schank-
krügen ausgedehnt.

Z. 2.

Festverschlossene (versiegelte , verkapselte , festverkorkte) Flaschen unterliegen der Bestim¬
mung des K. 1 nicht.

*) M. B . Bl . Nr. 16 6X 1875, S . 165.
M. V. Bl . Nr. 7 sx 1885, S . 215.
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8 - 3.

Aichstrich und Inhaltsbezeichnung sind an den im Z. 1 angeführten Gefäßen an der
äußeren  Gefäßwand anzubringen.

Diese Verordnung tritt sechs Monate nach dem Tage der Kundmachung in Kraft.

Taaffe in . p . Barquehem m . p,.

3.

Verordnung der Ministerien des Innern , der Justiz , des Handels , des Acker¬

baues , der Finanzen , für Cultns und Unterricht und der Landesvertheidigung
vom 3 . August 1887,

betreffend die Beglaubigung der von den Gerichten und Behörden in Bosnien und der
Herzegovina ausgestellten Urkunden ^ von welchen in den im Reichsrathe vertretenen

Königreichen und Ländern Gebrauch gemacht werden will.

(R . G . Bl . vom 11 . August 1887 , Nr . 99 .)

Im Grunde einer mit dem gemeinsamen Ministerium getroffenen Vereinbarung wird
hinsichtlich der von den Gerichten und Behörden in Bosnien und der Herzegovina ausgestellten
Urkunden in Bezug auf deren Gebrauch in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und
Ländern Nachstehendes verfügt:

I.

Urkunden , welche von den Gerichten Bosniens und der Herzegovina in streitigen oder
nicht streitigen bürgerlichen Angelegenheiten und in Strafsachen ausgestellt werden , bedürfen,
wenn sie mit dem Amtssiegel und in dem Falle , als sie scheriatsgerichtliche Ausfertigungen
der Bezirksämter enthalten , überdies mit dem Visum des Bezirksvorstehers oder seines Ver¬
treters versehen sind, keine Beglaubigung.

II.

Urkunden , welche von der Landesregierung , von den Kreisbehörden und Bezirksämtern,
von der k. k. Militär -Post - und Telegraphendirectivn in Sarajevo , von den k. k. Militär-
Post - und Telegraphenämtern in Bosnien und der Herzegovina , von den Directionen sowohl
der im militärischen Betriebe als auch der sonstigen Staatsbahnen Bosniens und der
Herzegovina , von den Commanden der bosnisch -herzegovinischen Truppen und Ergänzungs¬
bezirke, von dem Landes -Gendarmeriecommando in Bosnien und der Herzegovina , von den
Finanzinspectoraten in Bosnien und der Herzegovina , oder von dem Regierungscommissariate
für die Stadt Sarajevo in ihrem Wirkungskreise ansgestellt werden , bedürfen keiner Be¬
glaubigung , wenn sie mit dem Amtssiegel des betreffenden Amtes und bei jenen Aus¬
fertigungen der Bezirksämter , welche im steuerämtlichen oder einem sonstigen besonderen
administrativen Wirkungskreise derselben instructionsgemäß von hiezu berufenen eigenen Organen
des Bezirksamtes ausgestellt werden , überdies mit der Vidirung des Bezirksvorstehers (Be¬
zirksleiters ) oder dessen Stellvertreters versehen sind.

12*
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Desgleichen bedürfen keiner Beglaubigung jene Urkunden , welche von der Berghaupt¬
mannschaft in Sarajevo ausgefertigt werden , sowie die von den öffentlichen Schulen und
Lehranstalten ausgestellten Zeugnisse.

Urkunden von öffentlichen Aemtern und Organen , welche einer der vorbenannten Be¬
hörden untergeordnet sind, bedürfen der Beglaubigung seitens dieser Vorgesetzten Behörde.

III.

Die einer Privaturkunde von einem Gerichte beigefügte Beglaubigung bedarf keiner
weiteren Beglaubigung.

Dies wird mit dem Bemerken kundgemacht , daß die bosnische Landesregierung auf

Grund derselben Vereinbarung rücksichtlich der in Bosnien und der Herzegovina zum Gebrauche
kommenden , von k. k. Gerichten , Behörden und Organen in den im Neichsrathe vertretenen
Königreichen und Ländern ausgestellten Urkunden die aus dem Anhänge ersichtlichen Be¬
stimmungen erlassen hat.

Taasse iw. x . Falkenhayn iw. Praöllk m.
Welsersheimb m . p . Dumffewski m . p . Gautsch m . p.

Barquehem m . p.

Anha n g.
Verordnung der Landesregierung für Bosnien und die Kerzegovina,

betreffend die Beglaubigung der non den k. k. Gerichten , Behörden und Brganen in ^ru
im Neichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern ausgestellten Urkunden , von welchen

in Bosnien und der Her êgovina Gebrauch gemacht werden will.

Im Grunde einer zwischen dem gemeinsamen Ministerium und der k. k. Negierung

getroffenen Vereinbarung wird hinsichtlich der von den k. k. Gerichten , Behörden und
Organen in den im Neichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern ausgestellten Urkunden,
in Bezug aus deren Gebrauch im Occupationsgebiete Nachstehendes verfügt:

I.

Urkunden , welche von k. k. Civil - oder Militär - (Landwehr -) Gerichten in streitigen
oder nicht streitigen bürgerlichen Angelegenheiten und in Strafsachen ausgestellt werden,
bedürfen , wenn sie mit dem Amtssiegel versehen sind, keiner Beglaubigung.

Gleich den gerichtlichen Urkunden bedürfen auch die von den k. k. Notaren ausgestellten
Urkunden keiner weiteren Beglaubigung.

II.

Urkunden , welche von einer k. k. Verwaltungsbehörde ohne Unterschied des Ressorts,
oder von einem autonomen Verwaltungsorgane , einschließlich der Gemeinden , in den im

Neichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern , kraft und innerhalb ihres Wirkungskreises
ausaefertigt werden , bedürfen keiner Beglaubigung.

Dasselbe gilt von den Urkunden , welche von den k. k. Staatsanwaltschaften , dann von
den Commanden , Behörden und Anstalten , ferner von den Seelsorgern des k. k. stehenden

Heeres , der k. k. Kriegsmarine und der k. k. Landwehr , sowie von den Landes -Gendarmene-
commanden ausgefertigt werden.

III.

Die einer Privaturkunde von einem k. k. Gerichte oder einem k. k. Notar beigefugte

Beglaubigung bedarf keiner weiteren Beglaubigung.
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IV.

Die Zeugnisse der öffentlichen Schulen und Unterrichtsanstalten in den im Reichsrathe
vertretenen Königreichen und Ländern , dann die von den kompetenten österreichischen Amts-
organen ausgesertigten Auszüge aus den Gebnrts -, Trauungs - und Sterbeinatriken bedürfen
keiner Beglaubigung.

L.

Klmdttlachuttg des Ministers für Cultns nnd llnterricht vom 3. August 1887,
betreffend die Bestellung der Centraldirectwn der k. k. Schulbücherverläge.

(R . G . Bl . vom 20 . August 1887 , Nr . 100 .)

Seine k. und k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Entschließung vom
29 . Juli l. I . zum Zwecke der Erweiterung der Schulbücherverlagsthätigkeit die Bestellung
einer Centraldirectwn der k. k. Schulbücherverläge allergnädigst zu genehmigen geruht.

Die genannte Behörde hat ihren Sitz in Wien und tritt mit 1. September l. I . in
Amtsthätigkeit.

Gautsch in . p.

5.

Ferner sind im Reichsgesctzblatte erschienen:

Unter Nr . 94 Verordnung der Ministerien der Finanzen und des Handels vom 3 . Juni 1887,
betreffend die Verzollung der Schiffe nach Tarifnummern 294 und 295 des
durch das Gehest vom 21 . Mai 1887 (R . G . Bl . Nr . 52 ) abgeänderten
allgemeinen Zolltarifes des öllerreichisch - ungarischen Zollgebietes vom 25 . Mai
1882 (R . G . Bl . Nr . 47 ).

„ „ 95 Erlaß des Finanzministeriums vom 3 . Juli 1887 , betreffend die Eignung
der Cisenbahn - Staatsschuldverschreibungen , dann der durch Abstempelung
in Staatsschuldverschreibungcn umgewandclten Aktien der Kaiserin Elisabeth-
Bahn ^ sowie der vom Staate zur Zahlung übernommenen Eisenbahn-
Prioritäts - Mitigationen zum Erläge als Militär - Heiratscautionen , und
die Anwendung der Kundmachung des Finanzministeriums vom 25 . Sep¬
tember 1883 (R . G . Bl . Nr . 154 , V. Bl . Nr . 31 ) auf dieselben.

„ „ 98 Verordnung der Ministerien des Innern und der Justiz vom 25 . Juli 1887,
wirksam sür Galizien und die Bukowina , betreffend den Wirkungskreis der
politischen Behörden und der Gerichte in Bezug auf die Vormerkprotokolle
über verkäufliche Apothekergewerbe.

„ „ 101 Verordnung der Ministerien der Finanzen und des Handels vom 10 . August
1887 , wegen Ausdehnung der Ministerialverordnung vom 21 . Mai 1887
(R . G . Bl . Nr . 59 ), II , betreffend die zollfreie Behandlung von aus dem
Auslande leer zurückkommenden , gebrauchten , stgnirten Säcken auf andere
als die sud Z . 5 dieser Verordnung bezeichnte Waarengattungen.
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Unter Nr . 102 Verordnung des Handelsministeriums und des Justizministeriums vom 13 . August
1887 , über das in Gemäßheit des Uebereinkommens zwischen dem Mini¬

sterium der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder und dem
Ministerium der Länder der ungarischen Krone , betreffend den gegenseitigen

Schuh der Urheber von Werken der Literatur oder Kunst und der Rechts¬
nachfolger der Urheber (Gesetz vom 16 . Februar 1887 sR . G . Bl . Nr . 14 *) ,

und Kundmachung des Ministerpräsidenten vom 19 . Juni 1887 sR . G . Bl . '**)
Nr . 76 ) ) bei dem Handelsministerium zu führende besondere Register.

Siehe M . V . Bl - Ne . 2 6X 1887 , S . 26.
Siehe M . V . Bl . Nr . 7 ex 1887 , S . 141.

6.

Verordnung des k. k. Statthalters im Erzherzogthnme Oesterreich unter der

Enns vom 22 . Zuli i887 , Z . 38 .348,

betreffend das Dienstzeichen h) der zum Schutze der Landeskultur bestellten und beeideten

Wachorgane.

(L. G . n. V . Bl . vom 3 . September 1887 , Nr . 46 .)

In Ausführung der Bestimmungen des H. 1 des im XVIII . Stücke , Nr . 42 , des
niederösterreichischen Landes - Gesetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1887 verlautbarten
Gesetzes vom 29 . Mai 1887 44) , betreffend die äußere Kennzeichnung der zum Schutze der
Landescultur bestellten und beeideten Wachorgane , wird Nachstehendes verordnet:

Das Dienstzeichen, welches alle zum Schutze einzelner Zweige der Landeskultur , wie
der Land - und Forstwinhschaft , des Bergbaues , der Jagd , der Fischerei oder anderer Wasser-
berechligungen aufgestellten und von der politischen Bezirksbehörde beeideten Wachorgane bei
Ausübung ihres Wachdienstes zu tragen verpflichtet sind, hat ans lichtgelbem Tombak -Metalle
zu bestehen, ist von ovaler Form , 75 Millimeter lang und 65 Millimeter breit ; in der
Mitte des Ovales befindet sich der kaiserliche Doppeladler , in dessen Mittelfelde das nieder¬
österreichische Landeswappen ; der kaiserliche Doppeladler ist bis zur halben Höhe von einem
Eichenkranze aus gleichem Metalle umgeben.

Dieses Dienstzeichen ist auf dem obersten Kleidungsstücke an der linken Brnftseite zu
tragen , und wird mit der eingelötheten Sicherheitsnadel befestigt.

Pofstnger m . x.

4 ) Eine Abbildung dieses Dienstzeichens ist im Landes -Gesetz - und Verordnungsblatte , Seite 284,
enthalten.

44 ) Siehe M . V . Bl . Nr . 7 sx 1887 , S . 149.
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7.

Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oesterreich unter der
Enns vom 15 . Juli 1887 , Z . 36 .151,

über den zweiten Nachtrag zur Cmdenzvorschrich zweiter Theit — Gagisten in der Reserve
vom Jahre 1881.

(L . G . u . V . Bl . vom 3 . September 1887 , Nr . 47 .)

In Folge Erlasses des hohen k. k. Ministeriums sür Landesverteidigung vom 24 . Juni
1887 , Nr . 10 .910/2938 , IV , wird unter Beziehung auf die Kundmachung vom 31 . October
1881 , Z . 40 .277 , Landes -Gesetz - und Verordnungsblatt sür Niederösterreich Nr . 36 der vom
k. k. Neichs -Kriegsministerium mit Normal -Verordnungsblatt sür das k. k. Heer , 19 . Stück

ex 1887 hinansgegebene zweite Nachtrag zur Evidenzvorschrift , zweiter Theil , Gagisten der
Reserve , vom Jahre 1881 nachstehend zur allgemeinen Kenntuiß gebracht:

Bei Z. 7 der bezogenen Kundmachung ist der Text des Punktes 5 zu streichen und
an dessen Stelle Nachstehendes einzuschalten:

„Die Aussolgung der Ernenuungsdecrete an die aus dem Manuschaftsstande ernannten

Gagisten in die Reserve ersolgt durch das evidenzzuständige Ergänzungs -Bezirkscommando

(Z . 4 ) . Nach Erhalt des Ernennungsdecretes ist der Militärpaß dem erwähnten Ergänzungs-
Bezirkscommando direct vorzulegen und dort zu vernichten . "

Bei dem mit Kundmachung vom 12 . December 1886 , Z . 55 .927 (L. G . u . V . Bl.

Nr . 6 !) * ), verlautbarten ersten Nachtrag zur Evidenzvorschrift ist die zu § . 38 , Punkt 1 dieser
Vorschrift gehörige Bestimmung:

„Zu diesen Gelegenheiten gehören Feste und rc. bis kameradschaftlich zu
vereinigen " — zu streichen und dafür zu setzen:

„Zu diesen Gelegenheiten gehören diejenigen festlichen Anlässe , bei denen das Ehren¬

kleid des Officiers als militärische oder sociale Auszeichnung einen angemessenen Platz findet.

Durch das Erscheinen in Uniform unterwerfen sich diejenigen Nichtactiven , welche nicht
schon gesetzlich dem militärischen Strafverfahren unterliegen , demselben freiwillig in dem Sinne,
daß es in den im Punkte 652 des Dienstreglemeuts für das k. k. Heer , erster Theil , vor¬

gesehenen Fällen gegen sie sofort auch währeud des nichtactiven Verhältnisses eingeleitet und
durchgeführt werden könne . "

Bei der zum selben Paragraph gehörigen , mit der vorbezogenen Kundmachung ver¬
lautbarten Bestimmung des ersten Nachtrags : „ Gagisten in der Reserve , welche ein Civilamt

bekleiden , dürfen , wenn sie in dieser Eigenschaft sungiren , die militärische Uniform nicht tragen " ,
— ist Folgendes einzuschalten:

„Ebenso ist ihnen das Tragen der Uniform auch bei der Ausübung einer anderweitigen,

nicht militärischen Berufsthätigkeit , desgleichen bei politischen Wahlen jeder Art untersagt . "

Der letzte zum Punkte 3 des Anhanges der Evidenzvorschrift gehörige Absatz ist zu
streichen.

Posstnger iw. p.

*) Siehe M. B. Bl - Nr. 1 ex 1887, S - 5.
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8 .

Kundmachung des k. k. Statthalters tm Erzherzogthume Oesterreich unter
der Enns vom 3 . September 1887 , Z . 47 .027,

betreffend das Desinsertionsverfahren bei ansteckenden Krankheiten.

(L . G . u . V . Bl . vom 22 . September 1887 , Nr . 50 .)

Nachfolgend wird die von dem hohen k. k. Ministerium des Innern mit dem Erlasse
vom 16 . August 1887 , Z . 20 .662 ex 1886 , nach den Anträgen des obersten Sanitätsrathes
erlassene Anleitung zum DeSinfectionsverfahren bei ansteckenden Krankheiten zur allgemeinen

Darnachachtung bekanntgemacht.
Posstnger IQ. x.

Anleitung zum Aesinfectionsverfatzren öei ansteckenden Krankheiten

nach den Anträgen des obersten Sanitätsrathes zur Darnachachtung den potitischen Landes
brhörden bekanntgegeben mit dem Ertaste des k. k. Ministeriums des Innern vom

16 . August 1887 , Zahl 20 .662 ex 1886.

I . Einleitende Kemerkungen.

1 . Zur wirksamen Verhinderung der Weiterverbreitung ansteckender Krankheiten ist nebst

der gleichzeitigen Sorge für die Beschaffung reiner Luft , reinen Wassers , reinen Bodens und

der peinlichsten Reinhaltung der Krankenstube , des Kranken und seiner Umgebung die um¬
sichtigste Anwendung von Mitteln geboten , durch welche die Ansteckungsstoffe , die vom kranken

Körper ausgehen und , auf gesunde Menschen übertragen , in denselben die gleiche Krankheit

erzeugen , zerstört oder bis zur Unschädlichkeit verändert und , wo dies nicht angeht , wenigstens

zeitweise unwirksam gemacht werden , bis sie an Orte gelangen , wo sie nicht weiter schaden
können.

Wesen der Insectionsstostc.

2 . Durch die Forschungen der neuesten Zeit sind die meisten der bisher näher bekannten

Ansteckungsstoffe als pflanzliche , den Spaltpilzen angehörende Organismen nachgewiesen worden.

Ob sogenannte ungeformte Fermente auch als Ansteckuugsstoffe wirken , kann zur Zeit noch

nicht als feststehend angesehen werden ; immerhin darf aber auf Grund der Wahrnehmungen
angenommen werden , daß die Mittel , durch welche die pflanzlichen Infectionsstoffe Vernichter
oder unwirksam gemacht werden , auch ausreichen , den ungeformten Fermenten ihre An¬

steckungsfähigkeit zu benehmen.

Insertionsträger.

3 . Die in den menschlichen Organismus gelangten und daselbst während des Verlaufes

der Krankheit sich vermehrenden Infectionsstoffe (Coccen , Bacterien , Bacillen ) verlassen mit

den verschiedenen Absonderungsflüssigkeiten und Auswurfstoffen den Körper . Je nach den

Organen , in welchen sie sich angesiedelt haben , werden sie bald in den Darmentleerungen

(bei Cholera , Typhus , Ruhr ) , bald in den Secreten der Drüsen und Schleimhäute (bei

Diphtheritis , contagiöser Augenentzüudung , Puerperalfieber , Keuchhusten Tubercnlose : c. ) ,
bald in dem Inhalte von Hauteruptionen und an Epidermisschuppen (Pocken , Masern,
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Scharlach , bei letzterem auch im Urine ) in den Wund - und Geschwürflächen (bei Rothlauf,

Milzbrand , Rotz ) angetroffen.

Verhalten der Infectionsstoffe.

4 . Die an die Außenwelt gelangten Infectionsstoffe haften an dem Kranken und an

allen Gegenständen , mit welchen er oder dessen Auswurfsstoffe in Berührung gekommen sind.

Die Jnfectionspilze erhalten sich unter günstigen äußeren Umständen längere Zeit am Leben
und behalten ihre Fähigkeit sich zu entwickeln und zu vermehren.

Letzteres gilt besonders für jene Spaltpilze , welche schon innerhalb des menschlichen
Körpers , was wohl selten der Fall ist , oder nach ihrem Austritte aus demselben Dauer¬

formen , sogenannte Sporen entwickeln , welche eine größere Widerstandsfähigkeit gegen äußere
Einflüsse besitzen als die Lebensformen (Bacterien , Bacillen rc .) , aus denen sie hervorgegangen
sind , und welche sich aus ihnen abermals entwickeln.

Es wird daher die Unschädlichmachung , beziehungsweise Vernichtung der Infectionsstoffe

(Desinfection ) so früh als immer möglich einzuleiten sein , um die Abtödtung der weniger wider¬

standsfähigen vegetativen Formen der Spaltpilze zu bewirken , bevor sich bei längerem Ver¬

züge unter günstigen Verhältnissen Dauerformen — Sporen — gebildet haben , welche nicht

nur ein länger anhaltendes und eingreifenderes Desinfectionsverfahren zu ihrer Vernichtung
erfordern , sondern auch , sobald ihre Träger eingetrocknet sind , als Staub mit der Luft ver¬
weht und so der Einwirkung der Desinfectionsmittel schwer zugänglich gemacht werden.

Infektionskrankheiten.

5 . Die Krankheiten , gegen deren Verschleppung eine Desinfection zur Durchführung
zu kommen hat , sind nachstehende:

1 . Asiatische Cholera,

2 . Pocken (Blattern ) ,
3 . Diphtheritis,

4 . Fleck- und Rückfallthphus,
5 . Darmtyphus,
6 . epidemische Ruhr,

7 . Scharlach,
8 . Masern und Rötheln,

9 . Rothlauf und accidentelle Wundkrankheiten,
10 . Milzbrand und Rotzkrankheit,
11 . Wochenbettkrankheiten,

12 . contagiöse Augenentzündung,

13 . Lungenschwindsucht und Stick - (Keuch -) Husten.

Verfahrungsweife.

6 . Die Desinfectionsmittel und das damit zu beobachtende Verfahren haben sich weniger

nach der Art der ansteckenden Krankheit , sondern nach dem zu desinficirenden Objecte zu
richten . Es bleibt daher für dieselben Objecte bei den verschiedenen Jnfectionskrankheiten das
Gleiche.

Dagegen wird der Umfang des Desinsectionsverfahrens und die Ausdehnung auf die

verschiedenen Objecte , über welche sich dasselbe zu erstrecken hat , in jedem gegebenen Falle

sowohl nach der Art der Krankheit , wie auch nach den äußeren Umständen und Lebens¬

verhältnissen des Erkrankten zu bemessen und daher von der Sanitätsbehörde , beziehungsweise

vom Amtsärzte , der die nöthigen Informationen vom behandelnden Arzte einzuholen hat,
fallweise zu bestimmen sein.
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Am Allgemeinen ist bei den unter 1 bis 7 angeführten Krankheiten die Desinfection
im größeren Umfange und bei den sub 1 bis 4 angeführten auch nachhaltiger durchzuführen,
während bei den übrigen Krankheiten ein weniger ausgedehntes und nur auf die von dem
Kranken unmittelbar benützten Gegenstände beschränktes Desinfectionsverfahren , besonders in
den Fällen als ausreichend erachtet werden darf , wenn ein Jnfectionskranker in dem zu des-
inficirenden Raume sich befindet und für die schleunige Entfernung und Unschädlichmachung
aller Ansteckungsstoffe , für ausgiebige und häufige Erneuerung der Luft des Krankenzimmers
und dessen Reinhaltung gesorgt wurde.

Der eingreifendsten Desinfection sind die Absonderungsflüssigkeiteu und Auswurfsstoffe
des Kranken , welche als die Träger der Jnfectionsstoffe bekannt sind, zu unterziehen.

II . Desinfectionsrntttek.

7 . Als Desinfectionsmittel sind in Anwendung zu bringen:

») Das Verbrennen.  Dasselbe darf nur bei werthlosen Gegenständen , Verbandstoffen
und Aufwischfetzen, die mit dem Auswurfe , Stuhlentleerungen oder Erbrochenem stark
verunreinigt sind , desgleichen bei dem Kehricht , Bettstroh oder im Falle die Partei
hiezu die Einwilligung gibt , bei besonders besudelten aber noch werthbaren Objecten
angeordnet werden.

d) Der strömende überhitzteWasserdampf  in den hiezu eingerichteten Desinfections-
apparaten und Desinfektionsanstalten.

Da der strömende Wasserdampf eines der wirksamsten und ein bei sehr vielen
Objecten , welche am häufigsten die Uebertragung und Verschleppung von Ansteckungs¬
stoffen vermitteln , wie Kleider , Wäsche, Betten , wollene und wattirte Decken, Matratzen,
selbst Papier und Bücher , ohne Schädigung des Materials anwendbares Desinfections-
mittel ist , so wird dahin zu wirken sein , daß in jeder größeren Stadt , aber auch in
Krankenanstalten , Straf - und Arbeitshäusern u . dgl . solche nach Verhältniß des Be¬
darfes eingerichtete stationäre Desinfectionsanstalten errichtet werden . Zur gemeinsamen
Benützung für kleinere Gemeinden wurde sich die Beistellung transportabler Apparate
empfehlen.

Insolange derartige Apparate nicht zur Verfügung stehen , sind zur Noth jene
Einrichtungen zu treffen , welche in der mit dem Ministerialerlasse vom 5 . August 1886,
Z . 14 .067 , hinausgegebenen Cholera -Instruction , III Desinfectionsvorschriften , an¬
gegeben wurden.

Demnach ist als Nothbehelf ein geschlossener Behälter zu verwenden , in welchen
die Objecte eingehängt oder auf einer Gitterunterlage aufgestellt werden . Der untere
Boden ist mit einem Rohre zu versehen , in welches der Dampf aus einem Dampfkessel
eingeleitet wird . Der obere Theil des Behälters ist mit einem dicht schließenden Deckel
zu versehen , der ein Dampfausströmungsrohr enthält , welches jedoch nicht weiter sein darf
als jenes , durch das der Dampf einströmt.

Die Zeitdauer , während welcher die Gegenstände der Wirkung des strömenden
Dampfes auszusetzen sind , hängt von der leichteren oder schwereren Durchdringbarkeit
der Objecte ab . Kleider müssen mindestens eine Stunde, ' dichtere Gegenstände , Polster,
Matratzen mindestens zwei bis drei Stunden der Einwirkung des Dampfes ausgesetzt
bleiben . Die dem Dampfkasten entnommenen Objecte sind hierauf der Lüftung aus¬
zusetzen und nach dem Trocknen auszufolgen.
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Wo ein Dampfkessel nicht zur Verfügung steht , kann ein größerer Waschkessel oder

eine Destillirblase nach Abnahme des Helmes verwendet werden , über welchen ein
Holzfaß , das dicht an den Kessel anschließt , als Desinfectionsraum gestellt wird , der

untere Faßboden ist durch einen Gitterboden ersetzt . In den oberen Boden ist ein größeres
Bohrloch zum Ausströmen des Dampfes angebracht , in welches ein Thermometer ein¬

gehängt werden kann , um sich durch die Temperatur des entweichenden Dampfes , die
bei 100 Grad Celsius liegen muß , zu versichern , daß die Ansteckungsflosie wirklich ver¬
nichtet werden . ^

Ausdrücklich sei bemerkt , daß Pelzwerk , Leder , geleimte Objecte die Behandlung
..nt ,-rvmendem Wasserdampfe ohne Schädigung nicht vertragen . Die Anwendung heißer

trockener Luft ( trockene Hitze ) gibt keine genügende Gewähr für den Erfolg der Des-

mfeclion und schädigt insbesondere die ans thierischen Stoffen erzeugten Gegenstände.

e) Funsprocentlge Carbolsäurelösung,  hergestellt aus einem Theile krystallisirter
oder zerflossener , jedoch noch Carbolsäurekrhstalle enthaltender Carbolsäure durch sorg¬
fältiges Umrühren mit 18 Theilen warmen Wassers.

lese Carbolsäurelösung findet wegen ihrer entwicklunghemmenden und die voll¬

ständige Abtödtung der pflanzlichen Infectionsstoffe herbeiführenden Wirkung die viel¬
seitigste Anwendung . Sie eignet sich zur Desinfection aller waschbaren Gegenstände , der
Ledersachen , Holzgeräthe , aller vom Kranken kommenden Auswurfstoffe , der Closets

u . s. w . Sie kann auch zur Erzeugung von Carbolnebel (Carbolspray ) in Kranken¬

zimmern verwendet werden , zu welchem Zwecke man sich eines größeren Zerstäubunqs-
apparates bedient . ^

Die Carbolsäure ist giftig , im concentrirten Zustande ätzend , erfordert daher eine
umsichtige Behandlung.

Die im Handel vorkommende flüssige braungefärbte rohe Carbolsäure besitzt wegen
ihres sehr wechselnden , meist geringen Gehaltes an reiner Carbolsäure einen fraglichen

deslnfectorlschen Werth . Ihre Anwendung ist nur zur Bespülung der Anstandsorte
Retiraden u . dgl . zulässig.

ck) Sublimatlösung (Aetzsublimat , Quecksilberchlorid ) . Dieselbe wird durch
Auflösen von einem Gramm Quecksilberchlorid in einem Liter destillirten Wassers bereitet
Quell - oder Brunnenwasser eignet sich deshalb nicht zur Auflösung , weil es bei einem

nur etwas erheblicheren Gehalte an kohlensaurem Kalke eine theilweise oder vollständige
Zersetzung des Quecksilberchlorids veranlaßt und damit die desinfectorische Wirkung ab¬
schwächt . Der allgemeineren Verwendung des Sublimates steht ungeachtet der sehr ener¬

gischen Wirkung dieses Mittels ans Bacterienculturen , Cvccen und Sporen der Umstand

entgegen , daß dasselbe durch sehr viele mineralische und organische Verbindungen zersetzt

und dadurch unwirksam gemacht wird , daß aber auch die aus dem Sublimate erzeugten
Umsetzungsproducte auf den menschlichen Organismus gesundheitsschädlich wirken , weshalb
die mit Sublimat desinsicirten Gegenstände nur dann eine weitere unbedenkliche Ver¬

wendung finden dürfen , wenn dieselben nach der Behandlung mit der Sublimatlösung
so nachdrücklich gereinigt werden , daß dabei die an ihnen haftenden Quecksilbc -.Verbin¬

dungen vollständig entfernt werden . Dieser Forderung läßt sich in vielen Fällen nicht
genügen , so z. B . wird es geradezu unmöglich , aus Fußböden und porösen Wänden,

die mit Sublimatlösung desinficirt wurden , hinterher die Quecksilberverbindungen voll¬
ständig zu entfernen und kann in solchen Fällen zu nachherigen Mercurialerkrankungen
Anlaß geben.



Aus diesen Gründen ist von der Anwendung des Sublimates als Desinfections-
mittel in allen Fällen abzusehen und an dessen Stelle Carbolsäure zu benützen, in welchen
nicht die volle Gewähr vorhanden ist , daß die Manipulation mit diesem so heftigen
Gifte unter Beobachtung aller Vorsicht von sachverständigen Personen vorgenommen
wird . Deshalb darf dessen Anwendung nur über besondere ärztliche Anordnung und
unter persönlicher Leitung des Arztes erfolgen.

) Neben den vorstehenden durch Experiment und Erfahrung als wirksam erprobten allge¬
meiner verwendbaren Desinfectionsmitteln sind noch zu erwähnen die sogenannten Räu¬

cherungen  mittelst Chlor , Bromdampf , schwefliger Säure  rc ., welche in
früherer Zeit , so lange die Natur der Jnfectivnöswsse nicht genauer erkannt und das
Verhalten derselben zu den genannten Agentien nicht experimentell erforscht war , als sehr
energische Desinfectionsmittel gerühmt wurden . Man hatte sich begnügt , den zu des-
infic'irenden Raum und die zu desinsicirendcn Gegenstände der Einwirkung der vor¬
genannten Gase auszusetzen , ohne näher zu untersuchen , ob denn auch die quantitativen
Verhältnisse und die Vorbedingungen , unter welchen dieselben die vernichtende Wirkung
auf Jnfectionsstoffe ausüben , erfüllt sind oder erfüll ! werden können.

Erst die in letzterer Zeit angestellten Versuche haben hierüber Aufschluß gegeben.
Denselben zufolge sind Chlor und Brom allerdings im Stande , in Folge ihrer energischen
Wirkung auf organische Substanzen bei Gegenwart von Feuchtigkeit auch zerstörende
Wirkungen auf Jnfectionsstoffe zu üben , wenn sie in genügender Concentration zur An¬
wendung kommen.

Zur Desinfection von Zimmerräumen und den in denselben befindlichen Gegen¬
ständen müßte der Luft mindestens 1 Volumprocent Chlor - oder Bromdampf beigemengt
sein , um die in derselben vorhandenen Ansteckungsstoffe in verläßlicher Weise zu zer¬
stören . Demnach würde ein mittelgroßes Zimmer von etwa 100 Cubikmeter Luftraum
ein Cubikmeter Chlorgas zur Desinfection erfordern . Um dieses Quantum Ohlor zu
entwickeln, wären 15 Kilogramm 20procentigeu Bleikalkes und .36 Kilogramm gewöhn¬

licher Salzsäure erforderlich . Abgesehen von der Schädigung , welche die der längeren
Einwirkung des Chlors ausgesetzten Gegenstände erfahren , lassen sich solche Quantitäten
der zur Chlorentwicklung erforderlichen Materialien ohne besondere Vorrichtungen und
ohne Sachkenntniß nicht bewältigen . Bei Verwendung kleinerer Mengen wird wohl die
Zimmerluft den Chlorgeruch annehmen , derselbe bietet aber keine Gewähr für die statt¬
gefundene desinfectorische Wirkung.

Der Chlorkalk (Bleichkalk ) im gepulverten Zustande oder in wässeriger Losung
wirkt im Contacte mit Jnfectionsstoffen allerdings auf letztere zerstörend , seiner allge-

gemeinen Anwendung steht jedoch der Umstand hindernd entgegen , daß er m concen-
trirter Lösung , in der allein er verläßlich wirksam ist , die meisten der Desinfection
bedürftigen Gegenstände schädiget , überdies selbst einer Zersetzung unterliegt und daher
unwirksam wird.

Für Br ° m gelte » analoge Verhältnisse . Die schweflige Same ist nach den neuesten
experimentalen Untersuchungen als -in wenig und unsicher wirkende» De »ins-- ti°n»imtt - l
zu bezeichnen.

Aus den vorstehend dargelegten Gründen ist daher von der Anwendung des Chlor.
Brom und der schwefligen Säure in der Regel Umgang zu nehmen und kann nach den¬

selben nur dann gegriffen werden , wenn die Durchführung der verläßlicheren Desinsectwns-
arten auf nicht behebbare Schwierigkeiten stößt.
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k) Verdünnte Lösungen der Aetz - und kohlen sauren Alkalien  und insbesondere der

Schmierseife (Kaliseife ) im Verhältnisse von 1 : 1000  heben das Wachsthum von

Sporen aus und besitzen demnach gleichfalls desinfectorische Wirkungen . Gegen deren

Anwendung zu Desinfectionszwecken ist umsoweniger etwas einzuwenden , weil sie zugleich
als Reinigungsmittel vielfach geeignet sind und daher auch in dieser Richtung volle
Beachtung verdienen.

§ ) Aetz kalk  im gepulverten Zustande , aber auch als Kalkmilch und allerdings schwächer als
Kalkwasser , wirkt nach angestellten Versuchen mit Typhus - und Cholerabacillen und mit

künstlich nachgebildeten Choleradejectionen im Laufe weniger Stunden vernichtend auf
Typhus - und Cholerakeime und dürfte dessen Anwendung zu Desinfectionszwecken , be¬

sonders in den Fallen in Betracht zu ziehen sein , in welchen vermöge der erschwerten

Verkehrs - und Localverhältnisse die rasche Herbeischaffung und Verwendung der Eingangs
angeführten wirksamen Desinfectionsmittel aus Schwierigkeiten stößt.

III . Ausführung der pesinfeclion.

Bbjerte der Desinfektion.

8 . Die desinfection ist sofort einzuleiten , wenn das Vorhandensein einer der vor-

bezeichneten Infectionskrankheiten zweifellos sichergestellt ist und ist bis nach Ablauf der Krank¬

heit fortzufetzen . Derselben sind die Personen und Gegenstände zu unterziehen , welche mit
dem Kranken in Berührung gekommen und in Folge dessen mit den Infektionsträgern , Aus¬
wurfstoffen rc. besudelt wurden , oder verunreinigt sein konnten.

Ifolirung des Kranken.

9 . Zur Vereinfachung des Desinsectionsverfahrens ist vor Allem der Erkrankte in ent¬

sprechender Weise zu isoliren und aus dessen Umgebung Alles fern zu halten , was nicht zu
dessen Pflege benöthigt wird . Insbesondere sind aus dem Krankenzimmer alle entbehrlichen
Einrichtungsstücke und Gegenstände , welche die Durchführung der Desinfection erschweren oder

umständlich machen , zu entfernen . Dies ist besonders für Krankenzimmer zu beobachten , in

welchen an Cholera , Pocken , Fleck - oder Rückfalltyphus , Diphtheritis , Scharlach oder Ruhr
erkrankte Personen untergebracht sind . Es ist unstatthaft , Möbel oder Gebrauchsgegenstände

während der Krankheitsdauer aus dem Krankenraume zu schaffen ; ergäbe sich hiezu eine
dringende Veranlassung , so sind dieselben zuvor nach den gegebenen Vorschriften zu des-
insiciren.

Desinfektion : u) der Mcider , Leib - und Bettwäsche.

10 . Die vom Kranken unmittelbar vor der Erkrankung getragenen Kleider , benützten

Wäschestücke und Geräthe dürfen von anderen Personen nicht in Gebrauch genommen , sondern
müssen vorerst der Desinfection unterzogen werden.

Die zuletzt getragenen waschbaren  Kleidungsstücke , benützte Leib - und Bettwäsche,
sowie die während der Erkrankungsdauer in Abgang kommenden Wäschestücke und Bettüber¬

züge sind bei den an Cholera . Pocken , Diphtheritis , Fleck - oder Nücksalltyphus , Ruhr , Milz¬
brand oder Rotz Erkrankten in einen mit fünfprocentiger Carbolsäurelösung beschickten , im

Krankenraume bereitstehenden Behälter zu legen , in diesem aus dem Zimmer zu schaffen
und nach mindestens zwölsstündiger Einwirkung , wobei daraus zu achten ist , daß die sämmt-

lichen Wäschestücke von der Carbollösung durchtränkt bleiben , zur weiteren Reinigung zu
übergeben.



176

Die  nicht waschbaren  Kleidungsstücke und sonstigen vom Kranken benützten Effecten,
welche diese Behandlung nicht vertragen , sind mittelst Wasserdampf (Punkt 7 d ) zu des-
inficiren.

Bei den übrigen im Punkte 5 angeführten Krankheiten ist es zulässig, die Leibeskleidung,
Leib- und Bettwäsche des Erkrankten in Kaliseifenlösung einzuweichen , ehestens auszukochen
und sodann auf gewöhnliche Art auszuwaschen.

K) Gebrnuchsgkgenftände.
Die während der Erkrankungszeit zum Abwischen der Zimmereinrichtung rc. benützten

Tücher sind je nach der Art der Krankheit entweder gleichfalls mit Carbollösung oder mit
Seifenlösung zu behandeln.

Der Kehricht der Krankenstube , sowie die zum Aufwischen von Auswurfsstoffen ver¬
wendeten Lappen und beschmutzten Verbandstücke , wenn sie keinen Werth haben , sind zu ver¬
brennen , desgleichen benütztes Bettstroh.

e) Instrumente.
Alle gebrauchten Instrumente und Utensilien sind, soweit es angängig ist, worüber der

Arzt entscheidet, in Carbollösung zu legen und sodann zu reinigen.

ä) Dekrete.
Je nach der Art der Krankheit ist noch auf die Ausscheidung der Erkrankten besonders

Bedacht zu nehmen.
Bei Cholera ist das Erbrochene , der Stuhlgang und der Urin , bei allen Arten der

typhösen Erkrankungen und bei der epidemischen Ruhr sind die Stuhlgänge , bei Scharlach,
Diphtheritis eventuell bei Rotz der Auswurf , der Nasenschleim und der Urin in Gefäßen,
welche zu einem Viertel mit Carbollösung gefüllt sind, aufzufangen und sodann in den Abort
zu schütten . Die entleerten Gefäße sind nach erfolgter Reinigung wieder für den weiteren
Gebrauch mit Carbolsäurelösung zu beschicken.

Aborte.
Die Kranken der vorgedachten Art sollen Aborte nicht benützen . Ist dies vor Fest¬

stellung der Krankheit oder auch nach derselben geschehen , so muß dem Gebrauche durch
Gesunde eine stärkere Bespülung des Sitzbrettes und des Abtrittstrichters mit sünfprocentiger
Carbolsäurelösung und die Abreibung des Sitzes mit in Carbolsäurelösung getränkten Lappen
vorausgehen.

Besondere Vorsichten zc nach den Krankheitsformen.
11 . Bei Pocken , Scharlach , Masern und Rötheln  sind als Insectionsträger

die Hauptabgänge besonders zu beachten . Bei Milzbrand und bei dem accidentellen
Wundkrankheiten  beanspruchen die Verbandstoffe und in Anwendung gebrachten Instru¬
mente , bei der contagiösen Augenentzündung  die Hand - und Taschentücher , die mit
der Absonderung der Augen besudelt sein können , die Verbandstücke , die zum Abspülen der
Augenlider benützten Schwämme und die Waschbecken besondere Aufmerksamkeit . Beim Keuch¬
husten und bei der Lungenschwindsucht  sind die Gegenstände , die mit dem Auswurfe
aus den Respirationsorganen beschmutzt werden oder in welchen derselbe aufgefangen wird,
einer Desinfection mit Carbolsäurelösung nach Bedarf  zu unterziehen . In Betreff der
Wochenbett krank heilen  ist auf die genaue Beobachtung der in der Verordnung vom
4 . Juni 1881 , R . G . Bl . Nr . 54 , enthaltenen Weisungen zu dringen.
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In Betreff der  Cholera  bleiben auch die in der Cholerainstruction vom 5 . August 1886,
Z . 14 .067 , enthaltenen Desinsectionsvorschriften aufrecht.

Desinfektion : a ) des Genesenen.

12 . Nach Ablauf  der Krankheit müssen genesene Kranke , bevor sie wieder mit
Gesunden verkehren , sich in einem Seifenbade , und falls der beschränkten Verhältnisse halber
eine solches nicht verfügbar ist , durch Abwaschen des ganzen Körpers mit warmer Seifen¬
lösung sorgfältig reinigen , darauf reine Wäsche und in der Krankheit nicht benützte oder des-
inficirte Kleider anlegen.

Die Bade - und Waschwasser sind in den Abort zu gießen , die Wasch- und Badebehälter
mit Carbolsäurelösung auszuwaschen ; mit letzterer ist der Abortschlauch nachzuspülen.

d ) der Leichen.

Die Leichen der an Cholera , Pocken , Diphtherie , Fleck- oder Rückfalltyphus , Ruhr,
Milzbrand , Rotz Verstorbenen sind sofort nach Feststellung des Todes ungewaschen und in mit
fünfprocentiger Carbolsäurelösung durchtränkte Tücher gehüllt einzusargen und thunlichst bald
aus der Wohnung zu schaffen.

Auf die ehethunlichste Entfernung der an anderen ansteckenden Krankheiten Verstorbenen
aus dem Sterbehause ist hinzuwirken . Masern -, Scharlach -, Abdominaltyphus -Leichen sind,
in mit Kaliseifen oder Chlorkalklösung durchtränkte Leichentücher eingehüllt , zu versargen.
Eine Schaustellung solcher Leichen ist überhaupt zu verbieten . Die zur Aufbahrung derselben
benützten Geräthe und Paramente sind in gleicher Weise wie die im Krankenzimmer befind¬
lichen Einrichtungsstücke der Desinfectiou zu unterziehen.

e) - kr Effecten.

Die im Verlaufe der Krankheit verwendeten Betten , Matratzen , Kiffen , Decken, Teppiche
sind, wie die nicht waschbaren Bekleidungsstoffe bei Cholera , Pocken , Diphtherie , Fleck- und
Rückfalltyphus , Ruhr , Milzbrand , Rotz der Desinfectiou mit strömendem Wafferdampfe 2 bis
3 Stunden lang (Punkt 7 lit . d ) zu unterziehen.

Bei den anderen Infektionskrankheiten kann an Stelle des strömenden Wasserdampfes
die Desinsection in trockener Hitze zugelassen werden.

Zur Uebertragung der genannten Gegenstände in die Desinfectionsanstalt sind trag - und
sperrbare mit dichtem Deckelverschluffe versehene Kisten am besten geeignet ; in deren Ermang¬
lung müssen die der Desinsection unterliegenden Gegenstände in mit fünfprocentiger Carbol¬
säurelösung durchtränkte Tücher eingebunden , zur Desinsection übergeben werden.

Die Kisten und sonstigen hiebei verwendeten Transportmittel sind sofort nach ihrer Ent¬
leerung mit fünfprocentiger Carbolsäurelösung und hinterher mit Wasser zu reinigen.

Desinfektion des Krankenzimmers.

13 . Nach Ablauf der Erkrankung ist die Desinsection auf das Krankenzimmer und
dessen Einrichtung auszudehnen.

War letzteres mit an Cholera , Pocken, Diphtheritis , Fleck- oder Rückfalltyphus , Scharlach
erkrankten Personen belegt , so hat sich die Desinsection auf sämmtliche im Krankenzimmer
vorhandene Einrichtungsstücke zu erstrecken, wenngleich der Kranke mit denselben nicht in
directe Berührung gekommen war.

Bei den anderen in Punkt 5 angeführten Krankheiten kann unter Würdigung aller
Verhältnisse die Desinsection auf jene Objecte beschränkt werden , welche mit dem Kranken
und dessen Ausscheidungen in directer Berührung standen.
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Dccorirungsstücke.

In den Fällen , in welchen eine eingreifendere Desinfection geboten scheint , sind die

waschbaren Dccorirungsstücke , Fenstervorhänge , Gardinen u . dgl . in Carbolsäurelösung oder
in Kaliseifenlösung einzuweichen und hierauf in kochendes Wasser zu übertragen und der

weiteren Reinigung zu unterziehen . Die nicht waschbaren , aber die Behandlung mit heißem

Wafserdampfe vertragenden Gegenstände sind diesem auszusetzen . (Bgl . Punkt 7 , lit . d .)

Möbel.

Mit Leder , Wachstuch u . dgl . überzogene Einrichtungsstücke , Ruhebetten , Schlafsessel rc . ,
welche die Behandlung im strömenden Wasserdampfe nicht gestatten , sind mittelst in Carbol¬

säurelösung eingetauchter Lappen oder Schwämme abzureiben und hierauf mit in Wasser
genetzten , endlich mit trockenen Tüchern abzuwischen.

Mit Sammt , Seide oder anderen werthvollen Ueberzügen versehene Möbel , sowie andere

Einrichtungsstücke , welche das Scheuern mit Carbolsäurelösung oder mit Seifenlösung nicht
vertragen , sind , wenn zulässig , in einem abgeschlossenen Raume der Einwirkung von Carbol-
sprah auszusetzen , jedenfalls mit trockenen Wolllappen abzuwischen und hierauf an einem vom

Verkehre abgeschlossenen luftigen Orte — Schupfen , Bodenraum — einer mehrtägigen Lüftung
zu unterziehen.

Gewöhnliche Einrichtungsstücke , Holz - und Metallgeräthe , Geschirre sind mit Carbol¬
säurelösung oder mit Seifenlösung zu behandeln.

Thüren , Fenster, Fußböden etc.

Nach Räumung des Krankenzimmers sind die Thüren , Fenster , Holzverkleidungen , Fuß¬
böden rc. mit Carbolsäurelösung , die in vorhandene Nisse und Fugen eingelassen wird , zu
scheuern und dann mit Wasser , dem nach Bedarf Lauge beigemischt werden kann , gründlich
zu reinigen . Mit Auswurfstoffen besudelte Wandflächen sind nach dem Durchseuchten mit
Carbolsäurelösung in entsprechender Ausdehnung abzukratzen . Das Abgekratzte ist m 's Feuer
zu wersen.

Die zum Abwischen und Scheuern benützten Lappen und Schwämme sind zu verbrennen.

Wo immer thunlich sind die Decken und Wände des Krankenzimmers mit Kalk zu
tünchen.

Das in allen seinen Theilen desinficirte Krankenzimmer ist einer längeren Lüftung , die

auf mehrere Tage auszudehnen ist , wenn während des Krankheitsverlaufes bedenklichere Um¬
stände eingetreten sind , auszusetzen.

Verhaltungsregeln für das Warteperfonale.

14 . Das Wartepersonal hat sich während des Dienstes im Krankenzimmer und die bei

den Desinfectionsarbeiten beschäftigten Personen haben sich während dieser Thätigkeit des
Essens , Trinkens , Rauchens zu enthalten.

Ueberhaupt dürfen nur für den jeweiligen Bedarf des Kranken bestimmte Speisen und

Getränke in ' s Krankenzimmer gebracht , Nahrungsmittel und Getränke daselbst nicht vorräthig
gehalten werden.

Die bei der Krankenpflege und mit der Desinfection beschäftigten Personen sollen sich
während ihrer Verwendung eines besonderen Anzuges oder mindestens eines anschließenden

Ueberkleides bedienen , das sie beim Verlassen des Krankenzimmers und nach Beendigung ihrer
Arbeit abzulegen haben . Ueberdies müssen sie sich die Hände mit verdünnter (zweiprocentiger)

Carbolsäurelösung , ferner das Gefickt , den Kopf und die Barthaare sorgfältig mit Seifen¬
wasser reinigen.
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Die Krankenwärter sind auch zu verhalten , ihre Hände mit Carbolsäurelösung und Seife

jedesmal zu waschen , wenn sie bei der Pflege des Kranken beschmutzt wurden.

Krankentransport.

15 . Zum Transporte von Infectionskranken ist die Benützung öffentlicher Fuhrwerke

unstatthaft . Zu diesem Zwecke müssen besondere Krankentransportwägen oder Tragbahren ver¬
fügbar gehalten werden.

Dieselben sind derart herzustellen , daß ihre Reinigung und Desinfection ohne Um¬

ständlichkeit leicht und gründlich bewirkt werden kann.

Infecten als Infektionsträger.

16 . Einen besonders beachtenswerten Factor für die Verschleppung der Infections-

krankheiten bilden die Insecten , insbesondere die Fliegen . Dieselben sind vom Kranken und

dem Krankenraume thunlichst abzuhalten , und ist deren Vertilgung anzustreben.

Das Verweilen von Hausthieren im Krankenzimmer ist nicht zu dulden.

Die vorstehenden Weisungen sind nicht in der Voraussetzung gegeben , daß dieselben

allerorts unter allen Umständen und Verhältnissen unabänderlich ausführbar wären . Sie sind

zu befolgen in allen Fällen , wo die Vorbedingungen ihrer Durchführbarkeit vorhanden sind;

wo dagegen diese in Folge der socialen und Hygienen Nothlage der Betroffenen fehlen , haben
sie als Fingerzeig zu dienen , welche Punkte eine erfolgreiche Prophylaxe treffen muß und ist

es die Pflicht der Epidemieärzte , mit aller Umsicht all ' das im Sinne der gegebenen Weisungen

anzuordnen , was nach den obwaltenden Verhältnissen geboten und durchführbar erscheint,

wobei sie mit Berufung auf die Bestimmungen des Gesetzes vom 30 . April 1870 , R . G.

Bl . Nr . 68 , Z . 4 , Ut . u, die Mitwirkung der betreffenden Gemeinden in Anspruch zu
nehmen haben.

Ergeben sich Erkrankungen in Schulen , Herbergen , Asylen , Detentions - und Straf¬

anstalten , bei welchen nach den vorstehenden Weisungen eine Desinfection erforderlich ist , so
sind im Sinne derselben unter Würdigung der Verhältnisse des Falles die entsprechenden
Anordnungen zu treffen , wobei vor Allem auf die ausgiebigste Lüftung und gründlichste

Reinigung der Localität , in welcher der Kranke verweilt hat , zu dringen ist . Eine besondere

Aufmerksamkeit ist auch dem Gesundheitszustände der mit dem Infectionskranken in Verkehr

gekommenen Genossen zu widmen.

9 .

Ferner sind im Landes -Gesetz - und Verordnungsblatte erschienen:

Unter Nr . 48 Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oesterreich unter der
Enns vom 26 . Juli 1887 , Z . 39 .094 , betreffend den Grfchäftsptan für die

ständigen Stellungsrommifstonen zu Wien , St . Pölten , Krems und Wiener-
Neustadt.

„ „ 49 Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oesterreich unter der
Enns vom 16 . Juni 1887 , Z . 44 .085 , betreffend die Bewilligung zur

Einhebung von Zinskreuzern in den Gemeinden Hinterbrüht und Pötz-
leinsdorf.

„ „ 51 Gesetz vom 8 . Juni 1887 , betreffend die Regutirung des sogenannten
todten Donauarmes in der Gemeinde Klosterneuburg.

13
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Unter Nr . 52

53

54

55

Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oesterreich unter der
Enns vom 12 . September 1887 , Z . 47 .786 , betreffend die Verlautbarung
des von - er Gemeinde Klosterneuburg mit dem niederösterreichischen Landes-
ausschuffe und der Staatsverwaltung abgeschlossenen Uebereinkommens
bezüglich der Regulirung des sogenannten todten Donauarmes in der Ge¬
meinde Klosterneuburg.
Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oesterreich unter der
Enns vom 12 . September 1887 , Z . 47 .786 , betreffend die dem Unter¬
nehmen für die Regulirung des todten Donauarmes in der Gemeinde
Klosterneuburg zukommende Stempel - und Gebührenfreiheit,
Gesetz vom 6 . Juni 1887 , betreffend die Regulirung des sogenannten Künig-
stettener Waffer -Abzugsgrabennelzes zwischen Tulbing und Zeiselmauer.
Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oesterreich unter der
Enns vom 8 . September 1887 , Z . 48 .522 , betreffend die dem Unternehmen für die
Regulirung des sogenannten KönigstettenerWaffer - Abzugsgrabennehes zwischen
Tulbing und Zeiselmauer zukommende Stempel - und Gebührenfreiheit.

10

Erlaß der k, k. Finanz -Landes-Directloii >» Wie» vom 14. Juni 1887,
Z . 15 .429 , M . A. 213 .821,

betreffend Anordnungen in Absicht auf die Verhandlungen in Steuerangelegenheiten
lignidirender Institute.

Anläßlich der Verhandlung über den Recurs des vr . H . G . und Consorten gegen die
in Folge der dortigen Note vom 22 . Mai 1885 , Z . 152 .737 , erfloffene Entscheidung der
k. k. Steueradministration für den I . Bezirk in Wien vom 2. Juni 1885 , Z . 9421 , womit die
Genannten als gewesene Liquidatoren der . . . . Bank zur ungetheilten Hand aufgefordert
worden sind, die bei dieser Gesellschaft zur Ass. Z . 52 .421 für das Jahr 1883 aushaftenden
Erwerb - und Einkommensteuerrückstände sammt Zuschlägen im Gesammtbetrage von fl. 328 ' 61
binnen 14 Tagen einzuzahlen , wurde die Wahrnehmung gemacht , daß das seitens dieser
Liquidatoren dortamts am 11 . December 1882 , aä Z . 348 .332 , überreichte Steuerabschrei¬
bungsgesuch erst mittelst Note vom 28 . April 1883 , Z . 348 .332 , an die k. k. Steuer¬
administration für den I . Bezirk in Wien geleitet worden ist, und daß überdies mittelst des
Rathschlages vom 28 . April 1883 , Z . 348 .332 , der . Bank in Liquidation die
Mittheilung von der erfolgten Einleitung der Erwerbsteuerabschreibung gemacht wurde , auf
Grund welcher Mittheilung , da in derselben auch die erfolgte Einzahlung der Steuerschuldigkeit
bis Ende December 1882 bestätigt erscheint und ein weiterer Steuerrückstand nicht aus¬
gewiesen wurde , die Liquidatoren auch die handelsgerichtliche Löschung der Liquidationsfirma
erwirken konnten.

Die k. k. Steueradministration hat in der Folge die beantragte Abschreibung der
Erwerbsteuer vom I . Semester 1883 an , im Hinblicke darauf , daß die Liquidation mit Ende
December 1882 noch nicht beendigt und die Liquidationsfirma damals auch im Handels¬
register noch nicht gelöscht war , verweigert und es erscheint nunmehr die Hereinbringung der
noch aushaftendeu Steuerrückstände für das I . Semester 1883 von Seite der obigen Liqui-

O
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datoren nach dem Gutachten der k. k. n . ö. Finanzprocuratur vom 24 . Jänner 1887,
Z . 9750 , ausgeschlossen.

Der Magistrat wird daher unter Hinweis auf den Erlaß des hohen k. k. Finanz¬
ministeriums vom 13 . Februar 1875 , Z . 5690 (hierortige Intimation vom 20 . Februar 1875,
Z . 3953 ), beauftragt , in Hinkunft alle Verhandlungen in Steuerangelegenheiten liquidirender
Institute unverzüglich  zu erledigen und längstens binnen vierzehn Tagen an die competente
Steueradministration zu leiten , in solchen Angelegenheiten einlangenden Noten der Wiener
Steueradministrationen aber stets sofort zu entsprechen.

Es wird dies insbesondere rücksichtlich der auf die Löschung der Erwerbsteuer bezüg¬
lichen Verhandlungen um so leichter zu bewerkstelligen sein, als es sich diesfalls nur darum
handelt , zu constatiren , ob die Liquidation bereits beendet ist oder nicht.

Auch wird es sich empfehlen , in den dortigen Rathschlägen , womit liquidirende
Institute  von der Kenntnißnahme der Gewerbszurücklegung verständigt werden (Allg.
Steuer -Dr . Nr . VIII ) anstatt Mittheilungen über die bisherigen Steuerzahlungen und die ein¬
geleitete Erwerbsteuerabschreibung lediglich die Bemerkung aufzunehmen , „daß über die Erwerb¬
steuerlöschung die competente Steueradministration entscheiden werde . "

Die Wiener Steueradministrationen werden unter Einem beauftragt , für liquidirende
Institute auch dann die Einkommensteuer -Zahlungsaufträge alljährlich auszufertigen , wenn die
Einkommensteuer nur mit dem Drittel der Erwerbsteuer zur Vorschreibung gelangt , und es
wird daher der Magistrat auch dafür Sorge zu tragen haben , daß derartige Zahlungsaufträge
stets mit aller Beschleunigung den zur rechtsgiltigen Empfangnahme derselben berufenen
Individuen zugestellt werden.

11 .

Erlaß der k. k. n . ö. Statthalterei vom 12 . Juli 1887 , Z . 36 .219,
M . Z . 235 .044,

betreffend die Hintanhaltung des Verkehres mit Traganttrompetchen und anderen ähnlichen
gesundheitsschädlichen Gegenständen.

Mit Beziehung auf den Bericht vom 14 . Februar 1887 , Z . 330 .701 , betreffend das
Kinderspielzeug „Trompeterln " aus Tragant , wird dem Wiener Magistrate mitgetheilt , daß
sich das hohe k. k. Ministerium des Innern laut hohen Erlasses vom 30 . Juni 1887 , Z . 10 . 104
nicht veranlaßt gesehen hat , ein specielles Verbot des Verkehres mit diesem gesundheitsschäd!
lichen Kinderspielzeug zu erlassen , weil ein solches Verbot bereits in den Bestimmungen der
hohen Ministerialverordnung vom 1. Mai 1866 , R . G . Bl . Nr . 54 , enthalten ist und
hinsichtlich der Art und Form dieses Verkehrsgegenstandes die Bestimmung des § . 6 , hin¬
sichtlich der Färbung jene des § . 1 der citirten Verordnung die volle Anwendung findet.

Es entfällt somit die Nothwendigkeit eines besonderen Verbotes hinsichtlich dieses Gegen¬
standes , ebenso wie hinsichtlich aller ähnlichen zur Aufnahme in den Mund der Kinder

bestimmten Spielwaaren , von denen sich in Folge des Einflusses der Mundfeuchtigkeit Theile
loslösen können, durch deren Eindringen in die Verdauungs - oder Athmungswege die Gesund¬
heit oder selbst das Leben gefährdet werden kann, da alle derlei Gegenstände selbstverständlich
durch die Verbotsbestimmungen der angeführten Verordnung getroffen werden.

13 »
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Die rechtzeitige Hintanhaltung von Gefährdungen der Gesundheit und des Lebens von

Menschen durch den Verkehr mit Gebrauchsgegenständen von sanitär unzulässiger Beschaffenheit,

auf welche sich die Ministerialverordnung vom 1 . Mai 1866 , R . G . Bl . Nr . 54 , bezieht,

erheischt , daß die grundsätzlichen Bestimmungen dieser Verordnung sofort beim Auftauchen von
derlei Gegenständen im Verkehre zur entsprechenden Anwendung gelangen.

Das Ministerium muß daher Anstand nehmen , hinsichtlich der jeweilig in Verkehr

gebrachten , nach den Bestimmungen der citirten Verordnung aus sanitätspolizeilichen Gründen

unzweifelhaft zu beanständenden Gebrauchsgegenstände mit Einzelnverboten vorzugehen , durch
welchen Vorgang die rechtzeitige Handhabung der einschlägigen allgemeinen Verordnungen nur
gehemmt und verzögert würde.

Der Magistrat wird sonach aufgefordert , ungesäumt im Sinne der mehrcitirten hohen

Ministerialverordnung sowohl hinsichtlich der erwähnten Traganttrompetchen , als auch anderer

ähnlicher sanitätswidriger Gegenstände vorzugehen.

12

Erlaß der k. k. u . ö. Statthalterei vom 8 . September 1887 , Z . 48 .511,
M . Z . 299 .218,

betreffend die bei Handhabung der Gewerbeordnung in Frage kommenden Rerursfristen.

Anläßlich der im Recurswege zur hohen Ministerialentscheidung gelangenden Gewerbe¬

angelegenheiten hat das hohe k. k. Ministerium des Innern seit längerer Zeit die Wahr¬
nehmung gemacht , daß sowohl von Seite der Gewerbebehörden I . Instanz als auch von

Seite einiger politischer Landesbehörden hinsichtlich der Recursfristen in Gewerbeangelegem
heiten vielfache Verstöße stattsinden . Insbesondere komme es vor , daß den Parteien längere

als die gesetzlichen Recursfristen eingeräumt werden , wodurch die Parteien , wenn der Recurs
wegen Versäumung der gesetzlichen Recursfrist von der Oberbehörde zurückgewiesen werden

muß , zu Schaden kommen.

Unter solchen Umständen hat es das genannte hohe Ministerium einvernehmlich mit

dem hohen k. k. Handelsministerium für geboten gehalten , sämmtlichen politischen Landes-

behörden die nachstehende Zusammenstellung der bei Handhabung der Gewerbeordnung in

Frage kommenden Recursfristen als Richtschnur in vorkommenden Fällen mitzutheilen.
Insoferne es sich in der Zusammenstellung um einzelne Recursfristen handelt , hinsichtlich

derer die Feststellung nicht ausdrücklich durch das Gesetz selbst erfolgt ist, sondern erst im

Wege der Gesetzesinterpretation erfolgen mußte , hat sich das hohe k. k. Ministerium des
Innern an den gegenwärtigen Stand der Rechtssprechung seitens der hohen Ministerial-

instanz gehalten.

I . Die ausnahmsweise Recursfrist des Z . 146 Gewerbeordnung von

sechs Wochen , und zwar sowohl gegen Entscheidungen der I . als der II . In¬

stanz hat platzzugreifen in den Fällen der nachstehenden Paragraphe der
Gewerb eordnung:

Z . 13 , al . 2 , betreffend Recurse gegen die Untersagung des Betriebes eines freien
Gewerbes;

§ . 14 , jedoch nur insoferne als es sich um die Untersagung  des Betriebes eines hand¬
werksmäßigen Gewerbes handelt;
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8 - 18 , jedoch nur insoferne , als es sich um den Recurs des Con cessio nswerb ers

gegen die Verweigerung der Concession handelt und mit der Einschränkung , daß ihm

gegen zwei gleichlautende Entscheidungen ein weiterer Recurs nicht zustehe;

8 - 22 , betreffend Recnrse des Concessionswerbers gegen die Verweigerung einer Concession;

8 - 40 , gl . 2 , betreffend Recnrse gegen die Untersagung der Errichtung von Zweigetablisse¬

ments oder Niederlagen , beziehungsweise gegen die Verweigerung der Concession;

8 - 56 , g.1. 1 — 5 , betreffend Recnrse gegen die Untersagung des Betriebes eines freien
oder handwerksmäßigen Gewerbes durch den Erben oder Legatar oder im Falle der

Uebertragung eines Gewerbsetablissements durch Acte unter Lebenden (gl . 1 und 2 ) ,

gegen die Verweigerung der Concession in den ebengedachten Fällen (gl . 3 ) , gegen die
Verweigerung der Fortführung eines coucessionirten oder handwerksmäßigen Gewerbes
für Rechnung der Witwe oder der minderjährigen Kinder (gl . 4 ) , endlich gegen die

Verweigerung der Fortführung eines Gewerbes für Rechnung der Massa während einer

Concurs - oder Verlassenschaftsabhandlung (gl . 5 ) ;

8 - 57 , betreffend Recnrse gegen die Zurücknahme von Gewerbsberechtigungen im Grunde
des § . 57.

II.  Die ausnahmsweise Recursfrist von 14 Tagen , und zwar sowohl
gegen die Entscheidung der I . als der II . Instanz hat platzzugreifen in den
Fällen der nachstehenden Paragraphe der Gewerbeordnung.

§ . 18 , gl . 6 und 7,  betreffend Recnrse von Gemeinden  gegen die Ertheilung oder
Verweigerung von Gast - und Schankgewerbsconcessionen , jedoch mit der Einschränkung,

daß der Gemeinde gegen die Entscheidung der I . Instanz nur bann ein Recursrecht

zuftcht , wenn die Concession ertheilt  wurde , und selbst dann nur in jenem Falle,

als es sich nicht um eine Gemeinde mit eigenem Statute handelt;

8 - 20 , gl . 3 und 4 , betreffend Recnrse von Gemeinden  gegen die Ertheilung oder

Verweigerung der Bewilligung zur Uebertragung von Gast - und Schankgewerben in

ein anderes Locale , jedoch mit der zu dem vorstehenden Z. 18 gemachten Einschränkung;

Htz. 25 — 33 , betreffend Recnrse von Parteien in Angelegenheiten von Betriebsanlagen
(nach Vorschrift des H. 34 Gewerbeordnung ) ;

Z. 40 , 3,1. 3 , betreffend Recnrse in Angelegenheiten von Betriebsanlagen anläßlich der
beabsichtigten Errichtung von Zweigetablissements und Niederlassungen;

§8 . 44 — 49 , jedoch nur insoferne , als es sich um Recnrse gegen Straferkenntnisse

wegen vorschriftswidriger äußerer Bezeichnung oder Eingriffen handelt und mit der

Einschränkung des 8 - 150 Gewerbeordnung , daß gegen ein in II . Instanz bestätigtes
oder gemildertes Straferkenntniß ein weiterer Recurs nicht stattsinde;

88 - 131 — 139 (jedoch mit Ausnahme von 8 - 138 lit . 3) , betreffend Recnrse in Straf¬
sachen , nach Vorschrift des 8 - 148 Gewerbeordnung mit der Einschränkung des 8 - 150

Gewerbeordnung , daß gegen ein in II . Instanz bestätigtes oder gemildertes Straf-
erkenntniß ein weiterer Recurs nicht stattsinde;

8 - 152 , jedoch nur insoweit , als es sich um Recnrse gegen die von der Behörde bei Voll¬
ziehung von Straferkenn inissen  ergriffenen Maßregeln handelt.

III.  Die für die politische Verwaltung geltenden allgemeinen Recurs-
fristen , und zwar die Recursfrist von 14 Tagen gegen die Entscheidung der
politischen Behörde I . Instanz und die Recursfrist von vier Wochen gegen
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die Entscheidung der politischen Landesbehörde haben platzzugreifen in allen

übrigen Fällen.

Hievon wird der Wiener Magistrat in Folge Erlasses des hohen k. k. Ministeriums
des Innern vom 2 September 1887 , Z . 11 .695 , zur genauesten Darnachachtung in

Kenntniß gesetzt.

13 .

Erlaß der k. k. u . v. Statthalterei vom 23 . September 1887 , Z . 49 .333,
M . Z . 315 .730,

betreffend die Handhabung der Vorschriften über die Negisterffchrung der Firmen und die
Hintanhaltung von Mißbräuchen bei der äußeren Bezeichnung der MriebsMe oder

Wohnung der Gewerbetreibenden.

Von Seite des Creditorenvereines zum Schutze der Forderungen bei Insolvenzen in

Wien ist beim hohen k. k. Handelsministerium eine Eingabe überreicht worden , welche sich
mit der Handhabung der Vorschriften über die Registrirung der Firmen beschäftigt und in

dieser Richtung mehrfache Beschwerden verbringt.
Laut Erlasses des genannten hohen Ministeriums vom 1 . September 1887 , Z . 27 .615

ex 1885 , handelt es sich hiebei um die unbefugte Führung von Firmen seitens von Geschäfts¬

leuten , die nicht registerpflichtig sind , sowie um den Umstand , daß viele registerpflichtige Kauf¬

leute zur Registrirung nicht angehalten werden.
In letzterer Beziehung ist zu bemerken , daß nach ß . 13 des Einsührungsgesetzes zum

Handelsgesetzbuche die Gerichte überhaupt und die Abhandlungs - und Concursbehörden ins¬
besondere , dann die Gewerbebehörden , die Notare und die Handels - und Gewerbekammern,

soferne dieselben in der Ausübung ihres Amtes von Uebertretuugen der Amnelduugsvor-

schriften oder von dem Gebrauche einer nicht zustehenden Firma Kenntniß erlangen , davon
ohne Verzug dem Handelsgerichte Anzeige zu erstatten haben.

Mit der Erstattung dieser Anzeigen , welche als Behelfe für die Handhabung der Vor¬

schriften über die Registrirung der Firmen seitens der Handelsgerichte zu dienen oepiuimt

sind , haben sich auch mehrere Ministerialerlässe beschäftigt.
So sind mit dem Erlasse des hohen k. k. Handelsministeriums vom 21 . December

1863 , Z . 17 .335 , um eine regelmäßige Führung der Handelsregister zu erzielen , sämmtliche

Handels - und Gewerbekammern angewiesen worden , über das Entstehen und Erlöschen von
Firmen regelmäßige Anzeigen in tabellarischer Form von Nionat zu Neonat an das betreffende

Handelsgericht einznsenden.
Unter dem 9 . März 1864 , Z . 5404 (V . Bl . des Finanzministeriums Nr . 16 ex 1864 ) ,

hat das Finanzministerium seinerseits die Steuerbehörden angewiesen , jeden Monat den

Handelsgerichten alle jene Kausleute namhaft zu machen , die nach ihrer >Lteuerleistung nu
Hinblicke auf Z. 7 des Einsührungsgesetzes zum Handelsgesetzbuchs registerpflichtig geworden
sind oder aufgehört haben es zu sein.

Diese Vorschriften wurden später sowohl vom Finanzministerium als auch vom hohen

k. k. Handelsministerium neuerdings eingeschärft , und zwar mit dem au die Steuerbehörden

gerichteten Finanzministerialerlasse vorn 17 . März 1871 , Z . 32 .913 , daun mit den an
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sämmtliche Länderstellen gerichteten Handelsministerialerlässen vom 13 . Februar 1869 , Z . 943,
und vom 14 . Mai 1871 , Z . 5628.

Nachdem nun neuerdings , wie erwähnt , Klagen über die Handhabung der Vorschriften,
betreffend die Negisterführung der Firmen , erhoben worden sind , so wird die n . ö. Handels¬
und Gewerbekammer unter Einem aus die citirten Handelsministerialerlässe vom 21 . December

1863 , 13 . Februar 1869 und 14 . Mai 1871 , und aus die daraus hervorgehende Ver¬

pflichtung zur Anzeige über das Entstehen und Erlöschen von Firmen nochmals aufmerksam
gemacht.

Was ferner insbesondere das unbefugte Führen einer Firma von Seite der sogenannten
Minderkaufleute anbelangt , so wird von kaufmännischen Corporationen und von Handels - und

Gcwerbekammern — so von der Handels - und Gewerbekammer in Wien , welche unter dem
17 . Juni 1886 , Z . 3648 , eine an die k. k. Statthalterei gerichtete Eingabe des Gremiums

der Kaufmannschaft in Wien beim Handelsministerium unterstützte — die Klage erhoben , daß

eine große Anzahl von nichtprotvkollirten Handels - oder Gewerbetreibenden sowohl auf ihren

Firmataseln als auch bei ihren Unterschriften von Abkürzungen Gebrauch machen , welche in

vielen Fällen nur auf Täuschung und Irreführung der Gläubiger oder Kunden abzielen , und
wird sonach der Wunsch ausgesprochen , daß die geeigneten Vorkehrungen getroffen werden
mögen , damit die Verpflichtung der nichtprotokollirten Gewerbetreibenden , den Vor - und

Zunamen voll und unverkürzt unter Ausschluß jedes , nur protokollirten Firmen zukommenden

Zusatzes , auf das Geschäftsschild zu setzen und bei den Unterschriften anzuwenden , von com-
petenter Seite ausgesprochen und entsprechend gehandhabt werde.

Wenn nun auch gegen diese aus den Kreisen der Handelswelt erhobenen Klagen ein¬

gewendet werden kann , daß sich die Kaufleute durch eine größere Sorgfalt bei Creditirungeu

in vielen Fällen selbst am besten schützen könnten , so muß doch Angesichts des häufigen Vor¬
kommens der erwähnten Mißbräuche die Abstellung derselben , als im öffentlichen Interesse
gelegen , anerkannt werten.

Das obige Verlangen geht jedoch in zweifacher Richtung zu weit:

Zunächst findet das hohe k. k. Handelsministerium im Einvernehmen mit dem k. k.

Ministerium des Innern und dem k. k. Justizministerium , daß die bestehenden Gesetze , ins¬
besondere die Artikel 15 — 27 des Handelsgesetzbuches , daun die 44 und 46 — 50 der

G . O . (Gesetz vom 15 . März 1883 , N . G . Bl . 39 ) zur Bekämpfung der vorhandenen
Mißstände ausreichen und bei richtiger und entsprechender Anwendung dieser Vorschriften die

Hinausgabe einer Verordnung zum Zwecke der Normiruug der in Rede stehenden Verhältnisse
nicht nothwendig erscheint.

Auf der anderen Seite aber scheint einzelnen der an das Handelsministerium gelangten
Eingaben in materieller Beziehung eine nicht ganz richtige Auffassung der citirten Vorschriften

der Gewerbeordnung iusvferne zu Grunde zu liegen , als nach dieser Anschauung ein Handels¬

oder Gewerbetreibender unter allen Umständen zur Bezeichnung seiner Betriebsstätte oder
Wohnung nur seinen vollen Vor - und Zunamen verwenden dürfte.

Nach § . 44 der G . O . sind die Gewerbetreibenden verpflichtet , sich diesfalls einer

entsprechenden äußeren Bezeichnung zu bedienen.

Diese Bezeichnung kann nun in der Anführung des Namens bestehen und für diesen

Fall erklärt es tz. 49 , Punkt 1 und 4 G . O . als Uebertretung , wenn sich der Gewerbe¬

treibende nicht seines vollen  Vor - und Zunamens bedient . Es ist aber nicht ausgeschlossen,
daß ein Gewerbetreibender die Bezeichnung seiner Betriebsstätte dem Gegenstände oder

Inhalte seines Gewerberechtes entnimmt , und daß z. B . ein Bäcker zu diesem Zwecke die
Aufschrift „ Backhaus " , ein Tuchhändler die Aufschrift „ Tuchhandlung " anwendet , eine Be¬

zeichnung , welche nach H. 44 G . O . ebenfalls als eine entsprechende betrachtet werden muß.
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Nur in dem Falle , wenn der Gewerbetreibende es für angezeigt findet , in der Ge¬

schäftsaufschrift seinen Namen zu führen , sowie dann , wenn ein nichtprotokollirter Gewerbe¬
treibender welcher Art immer im Betriebe seiner Geschäfte seinen Namen gebraucht oder feine

Unterschrift abgibt , ist er verpflichtet , sich seines vollen Vor - und Zunamens , nicht aber einer

Abkürzung des Namens zu bedienen , wie auch in allen im K. 49 , Punkt 1 , des Gesetzes
vom 15 . März 1883 (R . G . Bl . Nr . 39 ) bezeichneten Fällen untersagt ist , sich einer

Bezeichnung oder Unterschrift zu bedienen , welche die Annahme eines Gesellschastsverhältnisses

zuläßt , während ein solches thatsächlich nicht besteht oder ein bestehendes Gesellschaftsverhältniß
anders als durch die vollen Vor - und Zunamen der Gesellschafter ersichtlich zu machen.

Demgemäß wird der Magistrat angewiesen , durch seine Organe (Markt - und Steuer-

evmmissäre ) die diesbezüglichen Vorschriften der G . O ., 44 — 50 , insbesondere § . 49,
Punkt 3 — 5 , des Gesetzes vom 15 . März 1883 (R . G . Bl . Nr . 39 ) mit aller Sorgfalt

zu controliren und zu handhaben , und im Falle unberechtigter und ungesetzlicher äußerer

Bezeichnung der Betrieböstätten die Strafamtshandlung einznleiten , wobei jedoch aus die
obigen , die Vorschrift der ßtz . 44 und 49 G . O . iuterpretireuden Bemerkungen Bedacht zu

nehmen ist.

Hiedurch sinden auch der d . ä . Bericht vom 18 . October 1886 , Z . 170 .376 , dessen

Beilagen mitsolgen , sowie die beiliegende Eingabe des kaufmännischen Jusormationsvereines

„Vindobona " die Erledigung und ist sowohl dieser Verein als auch der Vorstand des Eredi-
torenvereines zum Schutze der Forderungen bei Insolvenzen und das Gremium der Wiener

Kaufmannschaft hievon entsprechend zu verständigen.
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II

Gemeindomthnlu'schliisse.

Vom 26 . August 1887 (Mittelschul -Deputation ) , Z . 5455 , M . Z . 225 .795.
Die von der Direction des Mariahilfer Communal - Real - und Ober -Gymnasiums vor¬

gelegte Lehrfächervertheilung  pro Schuljahr 1887/88 wird mit dem Bemerken zur
Kenntniß genommen , daß die Direction aufmerksam zu machen ist , daß es unrichtig ist, daß
die zu Abgeordneten gewählten Professoren zu ungefähr  sechs Wochenstunden verpflichtet
sind, sondern nach dem Gemeinderathsbeschlusse vom 25 . Mai 1886 , Z . 365 , sechs Stunden
zu geben haben.

Die Direction ist zugleich zu beauftragen , in Hinkunft an die Gemeinderäthe voll¬
ständige Jahresberichte (mit  den wissenschaftlichen Aufsätzen) zn senden.

Vom 2 . September 1887 , Z . 5689 , M . Z . 212 .206.
Anläßlich der Genehmigung der in der städtischen Versorgungsanstalt in Liesing

im Jahre 1887 auszuführenden Präliminar - Weißigung s - und Anstreich era rbei ten
wird die städtische Buchhaltung anfgefordert , in Hinkunft derartige Acten rascher zu erledigen,
damit die Arbeiten rechtzeitig in Angriff genommen werden können.

Vom 2 . September 1887 , Z . 5680 , M . Z . 275 .090.
Der bisher beim Stiftungsfondsgute Ebersdorf a . D . im Forstrayon Groß -Enzersdorf

und Mannswörth üblich gewesene Verkauf von Fo rstproducten,  als : Brennholz , Nutz¬
holz rc. gegen Creditgewährung wird eingestellt und hat der Verkauf der Forstproducte vom
1. November 1887 ab nur mehr gegen sofortige Baarbezahlung zu erfolgen.

Vom 6 . September 1887 , Z . 5256 , M . Z . 298 .195.
Ueber das Ansuchen des Aufsichtspersonales der Albertinisch en Wasserleitung

um Ausbellerung ihrer Bezüge wird nach dem Anträge der Wasserversorgungs - Commission
beschlossen, daß es bei den alten Bezügen zu verbleiben hat und nur die Gebühr für die
Verwendung während der ganzen Nacht von 1 st. 50 kr. auf 2 fl. erhöht wird.

Vom 13 . September 1887 , Z . 4987 , M . Z . 188 .921.
Nach dem Anträge der V . Section wird die Systemisirung von fünf neuen Armen-

rathsstellen  im X . Bezirke genehmigt.
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Vom 13 . September 1887 , Z . 4602 und 4706 , M . Z . 103 .311.

Nach dem mit dem Anträge der VII . Section übereinstimmenden Anträge der Mittel-

schul -Deputation wird beschlossen , an den Wiener Communal - Mittelschulen in Hinkunft die
evangelischen und israelitischen Neligionslehrer  auf die Dauer des Bedarfes zu

bestellen und die Remuneration für diese provisorischen Religionslehrer vom 1 . Jänner 1888
an auf 60 fl . jährlich für jede wöchentliche Unterrichtsstunde zu erhöhen und die Bezüge

dieser Lehrpersonen vom Beginne des kommenden Schuljahres 1887/88 an in zwölf monat¬

lichen Anticipativraten flüssig zu machen.

Vom 16 . September 1887 , Z . 2656 , M . Z . 106 .169.

Der § . 9 , Absatz 1 der Marktordnung für den täglichen Fleischmarkt  in

der Großmarkthalle wird in nachfolgender Weise abgeändert:
„Der Verkauf der Fleischwaaren hat in ganzen und halben Dhieren , Vierteln oder sonst

geeigneten Stücken stattzufinden und geschieht entweder aus freier Hand oder licitando.
Das Ausschroten darf jedoch auf dem Fleischmarkte nicht stattfinden und ist nur den

hiezu berechtigten Gewerbsleuten auf den dazu bestimmten Plätzen gestattet . "

Vom 20 . September 1887 , Z . 6072 , M . Z . 247 .235.

Das Ansuchen mehrerer Hauseigenthümer in der Hundsthurmerstraße um die Beistellnng

der Dampfspritzen der städtischen Feuerwehr zu Pumpzwecken bei vorkommenden Wasser¬
stauungen im Hauptcanale der Hundsthurmerstraße  wird abgelehnt , der Vorsteher

des V . Gemeindebezirkes jedoch ermächtigt , die zu dem erwähnten Zwecke geeigneten Hand¬
pumpen im Bedarfsfälle von der Firma W . Knaust gegen die angesprochene Gebür von

2 fl . per Tag und Pumpe leihweise beistellen zu lassen.
Die Pumparbeiten sind unter Leitung des Stadtbauamtes durch seitens des Bezirks¬

vorstehers aufzunehmende Taglöhner anszusühren.
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III.

MaMnttsverardnungen und Verfügungen.

i.

Erlaß des Herrn Magistrats -Mee -Direetors Alerander Krenn vom 20 . Juli

1887 , M . D . Z . 1263,

betreffend Anordnungen behufs Erzielung einer einfacheren und zweckmäßigeren Behandlung

der Regiftratursgefchäfte.

Im Interesse einer einfacheren und zweckmäßigeren Behandlung der Negistratursgeschäfte
sehe ich mich veranlaßt , Folgendes zu verfügen:

Die Hauszinssteneracten , welche einzelne bestimmte Objecte zum Gegenstände haben,
sind in Hinkunft aus der Repertoriumsrubrik L 4 , in der sie bisher registrirt wurden , aus¬
zuscheiden, nur mit der Grundbuchsnummer bezeichnet, im Elenchus durchzuführen und arith¬
metisch nach ihrer Grundbuchsnummer geordnet in die Fascikel einzureihen.

In ähnlicher Weise ist auch bei der Negistrirung derjenigen Acten der Rubrik v 10,
Lohnwagengefälle , vorzugehen , welche die Einforderung der Licenzgebühren zum Gegenstände
haben z hier hat die Licenznummer die Stelle der Grundzahl zu vertreten , und es sind die
verschiedenen Arten der Licenzen ( Einspänner , Fiaker , Kleinfuhrleute und Linienzeugbesitzer,
Stadtlohn - und Landkutscher) auch in der Negistratursbezeichnung zum Ausdrucke zu bringen.
Das Repertorium ist bei diesen Acten beizubehalten , die Negistrirung ist jedoch nicht mehr
nach der alphabetischen Reihe der Namen , sondern in der arithmetischen Folge der Licenz-
nummern vorzunehmen.

Die Stellwagen -Licenzen sind von dieser Behandlung vorläufig noch ausznschließen.

Hievon wird die Registraturs - Direction m Erledigung des Berichtes vom 15 . De-
cember 1886 , Z . 22 , in Kenntniß gesetzt.
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2.

Zuschriften auswärtiger Behörden , welche offenbar in den Wirkungskreis des Magi¬
strates gehören , jedoch irrtümlicherweise an die Gemeinde -Bezirkskanzleien gelangen , sind im

Interesse der Vereinfachung des beiderseitigen Geschäftsganges nicht mehr in den Bezirks¬

kanzleien zu protokolliren und mit einem Berichte zu versehen , sondern im kurzen Wege  an
das Einreichungsprotokoll des Magistrates abzugeben.

(Magistrats -Directions -Erlaß vom 25 . Juli 1887 , M . D . Z . 554 .)

Redigirt und herausgegeben vom Magistrate. Druck von Carl Gerold ' s Sohn in Wien.
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